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I. Bericht des Abgeordneten Eichner: 


Der Antrag 'wurde nach ausführlicher Debatte 
über die Dürreschäden in Süddeutschland im Ple- 
num vom 9. Oktober 1952 an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (federfüh- 
rend), an den Ausschuß für Verkehrswesen und an 
den Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen über- 
wiesen. Nach Beratungen im Ernährungsausschuß 
am 29. Oktober, 10. Dezember 1952 und 29. Januar 
1953 wurde beschlossen, den Antrag abschließend 
zu behandeln, wenn die Berichte aller in Betracht 
kommenden Länder vorliegen. Inzwischen hatten 
die mitbeteiligten Ausschüsse wie folgt Stellung 
genommen: 

Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen (12. No- 
vember 1952) 

Der Ausschuß kam zu dem Ergebnis, daß das 
geltende Recht bereits die Grundlage für die ge- 
wünschten Maßnahmen enthalte. Darüber hinaus 
hat er dem Bundesministerium der Finanzen nahe- 
gelegt, sich mit den Ländern — bei Bundessteuern 
mit den Oberfinanzdirektionen — in Verbindung 
zu setzen, um in den von der Dürrekatastrophe 
betroffenen Gebieten eine koordinierte großzügige 
Handhabung der bestehenden Härtevorschriften zu 
erreichen. Das Bundesministerium der Finanzen 
hat dies zugesagt. 

Ausschuß für Verkehrswesen (26. November 1952) 

Der Ausschuß empfiehlt, die Nr. 4 des Antrags 
Drucksache Nr. 3701 für erledigt zu erklären, da 

1. inzwischen ein neuer Ausnahmetarif für Heu 
und Stroh für die von der Dürrekatastrophe be- 
troffenen Gebiete in Kraft gesetzt wurde und 

2. die bereits bestehende tarifliche Begünstigung 
für Saatkartoffeln (anerkanntes Saatgut) als aus- 
reichend erachtet wird. 


Nachdem die Berichte aller in Frage kommen- 
den Länder dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Vorlagen, hat das Mini- 
sterium mit Schreiben vom 11. April 1953 zu den 
einzelnen Punkten des Antrags nach grundsätz- 
licher Feststellung, daß nach den Bestimmungen 
des Grundgesetzes die Beseitigung derartiger 
Schäden zur Zuständigkeit der Länder gehört und 
daher Bundesmittel für diesen Zweck nicht zur 
Verfügung stehen, wie folgt Stellung genommen: 

„Zu Ziffer 1 

Die Bereitstellung von zusätzlich verbilligtem 
Futtergetreide wurde bei dem Herrn Bundesmini- 
ster der Finanzen mit Schreiben vom 26. Septem- 
ber 1952 und vom 2. März 1953 beantragt, von die- 
sem jedoch in beiden Fällen abgelehnt. Für eine 
Erweiterung der Roggentauschaktion 1952 durch 
Einbeziehung des Weizens standen keine Bundes- 
mittel zur Verfügung. Außerdem hätte diese Maß- 
nahme, da sie nicht gebietsweise begrenzt werden 
kann, den Getreidemarkt gefährdet. Andererseits 
hätte vermutlich der größere Teil der geschädigten 
Betriebe daraus keinen Nutzen ziehen können, da 
diese Betriebe nicht über Weizen zur Abgabe ver- 
fügten. 

Hafer ist in Süddeutschland mehrfach unter dem 
Mindestpreis angeboten worden. Die dürregeschä- 
digten Landwirte hatten daher Gelegenheit, sich 
Hafer zu günstigen Einkaufsmöglichkeiten zu be- 
schaffen. Durch Abgabe von zusätzlich verbillig- 
tem Futtergetroide aus Beständen der Einfuhr- 
und Vorratsstelle für Getreide wäre eine weitere 
ungünstige Wirkung auf den Hafermarkt ausge- 
übt worden. 

In den von der Trockenheit des letzten Jahres 
besonders betroffenen landwirtschaftlichen Botrie- 
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ben bestand nicht in erster Linie ein Mangel an 
Futtergetreide zur Weiterführung der Schweine- 
mast, sondern ein solcher an Rauhfutter. Anderer- 
seits waren nicht nur in Norddeutschland, sondern 
auch in einigen Gegenden des süddeutschen Rau- 
mes Überbestände an Rauhfutter vorhanden, so 
daß ein ausreichendes Angebot den ganzen Winter 
über gegeben war. 

In großen Teilen der Gebiete, die im vergange- 
nen Sommer unter Dürreschäden gelitten haben, 
kann bereits in Kürze mit dem Einbringen von 
Grünfutter gerechnet werden. Damit ist für die 
dortigen Betriebe der Anschluß an die neue Füt- 
terungsperiode vollzogen. 

Zu Ziffer 2 

Die Aufnahme von Vieh durch die Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch und Fleisch- 
erzeugnisse zur Verhinderung von Preiseinbrüchen 
ist in dem erforderlichen Umfange erfolgt. In der 
Zeit vom 8. August bis 6. Dezember 1952 wurden 
rund 6 400 Stück Rindvieh aus süddeutschen Märk- 
ten aufgenommen. Die Maßnahme, die mit einem 
Kostenaufwand von etwa 5,5 Mio DM durchgeführt 
wurde, ist Anfang Dezember 1952 eingestellt wor- 
den, nachdem mit Beendigung des Weideabtriebes 
wieder normale Marktverhältnisse zu erwarten 
waren. Eine ausführliche Zusammenstellung über 
die Rinderentnahmen durch die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle wurde den Mitgliedern des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
Schreiben III A3 — 3331-52/53 vom 18. Februar 
1953 überreicht. Hinsichtlich der Bereitstellung von 
Mitteln für die Einfuhr- und Vorratsstelle für Vieh 
und Fleisch darf auf mein Schreiben III A 3 - 3325 
-86/53 vom 27. März 1953 an den Herrn Vorsitzen- 
den des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten Bezug genommen werden. 

Der Minister für Landwirtschaft, Weinbau und 
Forsten des Landes Rheinland-Pfalz hatte am 21. 
August 1952 beantragt, die Überbestände vor allem 
der Klassen C und D als ausgebeintes Fleisch 
durch die Einfuhr- und Vorratsstelle zu überneh- 
men. Dem Antrag konnte gemäß meinem Schrei- 
ben III/13 - 3602/2-361/52 vom 5. September 1952 
nicht entsprochen werden, da die für die Ausbei- 
nung aufzuwendenden Kosten durch die erzielba- 
ren Erlöse nicht annähernd gedeckt werden. 

Zu Ziffer 3 

Die landwirtschaftlichen Kreditinstitute sind in 
der Lage, den Kreditbedarf zum Ankauf von Rauh- 
futter und Kraftfutter jederzeit zu befriedigen. 
Schwierigkeiten sind hierbei bisher nicht aufgetre- 
ten. Mittel für eine Verbilligung stehen der Bun- 
desregierung nicht zur Verfügung. 

Zu Ziffer 4 

Ein ermäßigter Frachttarif für übergebietliche 
Rauhfuttersendungen wurde geschaffen. Er trat 
bereits am 10. November 1952 in Kraft. 


Für Pflanzkartoffeln bestehen folgende Ermä- 
ßigungen der Eisenbahngütertarife: 

a) Im Stückgutverkehr werden beim Versand von 
Pflanzkartoffeln nur 50 ®/o des frachtpflichtigen 
Gewichtes zur Errechnung der Frachtkosten zu- 
grunde gelegt. 

b) Im Wagenladungs verkehr besteht im Rahmen 
des allgemeinen Ausnahmetarifes 16 B 1 für 
frische Kartoffeln eine Ermäßigung um rund 
25 ®/o gegenüber der niedrigsten Wagenladungs- 
klasse „G“, 

Die Deutsche Bundesbahn sieht sich nicht im- 
stande, eine weitergehende Ermäßigung zu gewäh- 
ren. 


Zu Ziffer 5 

Die Gewährung von Zuschüssen oder Zinsver- 
billigungen für den Bezug von Saatkartoffeln, Fut- 
tersämereien und Dünger aus Haushaltsmitteln des 
Bundes ist nicht möglich, da hierfür kein Titel vor- 
handen ist. 


Zu Ziffer 6 

Bezüglich der steuerlichen Maßnahmen wurden 
dem Ausschuß ausführliche Darlegungen der ein- 
zelnen Länder übergeben. 


Zu Ziffer 7 

Da der größere Teil der nüttelfristigen land- 
wirtschaftlichen Kredite aus ERP-Mitteln stammt, 
wurden die mit der Durchleitung dieser Mittel be- 
auftragten Kreditinstitute ermächtigt, Tilgungsra- 
ten, jedoch nicht Zinsen, soweit zu stunden, als es 
sich um Betriebe in dürregeschädigten Gebieten 
handelt und glaubhaft dargelegt wird, daß durch 
die Dürreschäden die finanzielle Leistungsfähig- 
keit des Betriebes zur Aufbringung der Tilgungs- 
raten nicht ausreicht.“ 

Der Ernährungsausschuß hat nun auf Grund der 
Stellungnahme des Ministeriums vom 11. April 1953 
den vorliegenden Antrag für erledigt erklärt, 
spricht aber die Empfehlung aus, daß bei nachhal- 
tigen Schäden die Steuerermäßigungen für ein 
weiteres Jahr gewährt werden sollten. 


Bonn, den 20. Mai 1953 


Eichner 

Berichterstatter 
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II. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Nr. 3701 der Drucksachen — auf Grund der Stellung- 
nahme des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vom 11. April 1953 für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 20. Mai 1953 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Kriedemann Eichner 

5teliv. Vorsitzender Berichterstatter 
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